
Öffentliche Bekanntmachung nach § 72 Abs. 5 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) und § 19 Abs 1 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

Planfeststellungsverfahren zur Kapazitätserhöhung der Deponie Feldhofe in der Amandus-Stubbe-

Straße 158, 22153 Hamburg-Moorfleet im Bezirk Bergedorf mit Umweltverträglichkeitsprüfung 

 

Wesentlicher Inhalt der Planung 

Die Hamburg Port Authority AöR, Neuer Wandrahm 4, 20457 Hamburg hat bei der Behörde für 

Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft als zuständiger Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde 

gemäß § 35 Abs. 2 KrWG i.V.m. § 72 ff. VwVfG die Kapazitätserweiterung der Deponie Feldhofe 

(Deponieklasse I, Monodeponie für Baggergut aus hamburgischen Gewässern) beantragt. Für das 

Verfahren ist die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß § 9 Abs. 1 UVPG i.V.m. 

Anlage 1 Nummer 12.2.1 UVPG erforderlich. 

Die Hamburg Port Authority AöR ist für die Wassertiefenhaltung des Hamburger Hafens zuständig. In 

diesem Rahmen muss belastetes Baggergut an Land entsorgt werden. Für die landseitige Entsorgung 

ist ein ausreichendes Deponievolumen erforderlich. Derzeit wird das anfallende Baggergut auf der 

Deponie Feldhofe beseitigt. 

Der Antrag der Hamburg Port Authority AöR umfasst die Kapazitätserhöhung der Deponie Feldhofe 

um ca. 7,3 Mio. m³ Baggergut durch eine Erhöhung der Endhöhe der Deponie von derzeit 

genehmigten 38 Metern auf 56 Meter über NHN. Die Kapazitätserhöhung erfolgt ausschließlich über 

eine Anpassung der Endhöhe und Kontur der Deponie. Zusätzliche Flächen sollen durch die 

Kapazitätserhöhung der Deponie nicht in Anspruch genommen werden. Im Zusammenhang mit der 

Kapazitätserhöhung beantragt die Hamburg Port Authority AöR weitere Anpassungen der Deponie. 

Das Oberflächenabdichtungssystem soll als konvektionsdichte Kunststoffdichtungsbahn ausgeführt 

werden, die landschaftliche Gestaltung der Deponie soll an die geänderten Rahmenbedingungen 

bezüglich Höhe und Kontur der Deponie angepasst werden, die zur Deponie gehörigen 

Betriebsflächen sollen angepasst und neu gestaltet werden, die Einleitstelle der zur Deponie 

gehörigen Kläranlage in den Hauptentwässerungsgraben Moorfleet soll geändert werden, neue 

Einleitstellen für die Einleitung von unbelastetem Oberflächenwasser des Deponiekörpers und der 

Betriebsflächen in den Hauptentwässerungsgraben Moorfleet und den Moorfleeter Schlauchgraben 

sollen geschaffen werden und die Zulassungswerte für das Deponat sollen angepasst werden. 

Weiterer Gegenstand des Verfahrens ist die Einleitung von unbelastetem Oberflächenwasser und 

Oberflächendrainagewasser sowie klärtechnisch behandeltem Poren- und Sickerwasser in den 

Hauptentwässerungsgraben Moorfleet. 

Über die Zulässigkeit des Vorhabens entscheidet die Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 

Agrarwirtschaft als Planfeststellungsbehörde. 

 

Auslegung der Planunterlagen 

Die Planunterlagen (Zeichnungen und Erläuterungen), aus denen sich Art und Umfang des Vorhabens 

ergeben und der vorgelegte UVP-Bericht werden im Zeitraum vom 28.07.2025 bis zum einschließlich 

28.08.2025 auf der Internetseite der Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft unter 

folgendem Link veröffentlicht: 

Bekanntmachungen - hamburg.de 

https://www.hamburg.de/politik-und-verwaltung/behoerden/bukea/veroeffentlichungen/bekanntmachungen


Zudem werden die Planunterlagen sowie der UVP-Bericht im UVP-Portal der Länder veröffentlicht: 

https://www.uvp-verbund.de/hh  

Auf Verlangen eines Beteiligten wird diesem eine leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit zur Ver-

fügung gestellt. Das Verlangen ist während der Dauer der Beteiligung an die Planfeststellungsbehörde 

zu richten (per Post an die Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft, Neuenfelder 

Straße 19, 21109 Hamburg, per E-Mail an planfeststellung-deponie@bukea.hamburg.de oder 

telefonisch unter 040/42840-4351). In der Regel erfolgt dies durch die Übersendung eines gängigen 

elektronischen Speichermediums, auf dem die auszulegenden Unterlagen gespeichert sind. 

Des Weiteren liegen die Planunterlagen und der UVP-Bericht im o.g. Zeitraum öffentlich an folgenden 

Orten aus: 

1. Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft, Auslegeraum, Neuenfelder Str. 

19, 21109 Hamburg, montags bis donnerstags von 8.00 Uhr bis 15.00 Uhr, freitags von 

8.00 Uhr bis 14.00 Uhr, 

2. Bezirksamt Bergedorf, Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt, Fachamt Stadt- und 

Landschaftsplanung, Wentorfer Straße 38 a, 2. Obergeschoss, Vitrine gegenüber Zimmer 

213, 21029 Hamburg, montags bis donnerstags von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr und freitags 

von 8.00 bis 14.00 Uhr.  

 

Einwendungen und Stellungnahmen nach § 73 Absatz 4 und 8 VwVfG i.V.m. § 21 Absatz 2, 4 und 5 

UVPG 

Jeder, dessen Belange durch das Vorhaben berührt werden, kann bis einen Monat nach Ablauf der 

Auslegungsfrist, also bis zum einschließlich 29.09.2025, Einwendungen gegen den Plan erheben.  

Die betroffene Öffentlichkeit kann sich im Rahmen der Beteiligung zu den Umweltauswirkungen des 

Vorhabens innerhalb der vorgenannten Frist äußern. 

Vereinigungen, die aufgrund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, 

Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung gegen den Planfeststellungsbeschluss 

einzulegen, können innerhalb der vorgenannten Frist Stellungnahmen zu dem Plan abgeben. 

Einwendungen, Äußerungen und Stellungnahmen können schriftlich oder zur Niederschrift innerhalb 

der vorgenannten Frist bei der  

1. Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft, Immissionsschutz und 

Abfallwirtschaft – I33, Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg 

(zur Niederschrift nach vorheriger telefonischer Absprache; Tel.: 040 42840-4351) 

 oder dem  

2. Bezirksamt Bergedorf, Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt, Fachamt Stadt- und 

Landschaftsplanung, Wentorfer Straße 38 a, z.Hd. Frau Behn, 21029 Hamburg (zur 

Niederschrift nach vorheriger telefonischer Absprache; Tel.: 040 42891 4062) 

 erhoben, vorgebracht oder abgegeben werden. 

Die Frist ist eine gesetzliche Frist und kann nicht verlängert werden. Maßgeblich für die Einhaltung 

der Frist ist das Datum des Eingangs. Die Versendung einer einfachen E-Mail bewirkt keinen 

rechtswirksamen Eingang und genügt deshalb nicht. Vor Beginn der Planauslegung eingehende 

Einwendungen sind unwirksam. Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang und das Maß 

seiner Beeinträchtigung erkennen lassen. Eine Eingangsbestätigung erfolgt nicht. 

https://www.uvp-verbund.de/hh
mailto:planfeststellung-deponie@bukea.hamburg.de


Bei Einwendungen, Stellungnahmen und Äußerungen, die von mehr als 50 Personen auf 

Unterschriftslisten unterzeichnet oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht 

worden sind (gleichförmige Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite deutlich 

erkennbar ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter für das 

Planfeststellungsverfahren der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen, soweit er nicht von ihnen als 

Bevollmächtigter bestellt ist. Vertreter kann nur eine natürliche Person sein. Gleichförmige Eingaben, 

die die genannten Angaben nicht deutlich sichtbar auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite 

enthalten oder bei denen der Vertreter keine natürliche Person ist, können unberücksichtigt bleiben. 

Dasselbe gilt insoweit, als Unterzeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder unleserlich 

angegeben haben. 

Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der Vereinigungen, die auf 

Grund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach der 

Verwaltungsgerichtsordnung gegen den Planfeststellungsbeschluss einzulegen, von der Auslegung 

der Pläne. 

Mit Ablauf der Einwendungsfrist sind alle Einwendungen für das Planfeststellungsverfahren 

ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Mit Ablauf der 

Äußerungsfrist sind für das Verfahren über die Zulässigkeit des Vorhabens alle Äußerungen, die nicht 

auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen, ausgeschlossen. Vereinigungen, die auf Grund einer 

Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach der 

Verwaltungsgerichtsordnung gegen den Planfeststellungsbeschluss einzulegen, können innerhalb der 

vorgenannten Frist Stellungnahmen zu dem Plan abgeben. Mit Ablauf der vorgenannten Frist sind 

auch diese Stellungnahmen ausgeschlossen. 

Aufgrund der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen 

der Beteiligung der Öffentlichkeit in dem o.g. Planfeststellungsverfahren die von Ihnen erhobenen 

Einwendungen und darin mitgeteilten personenbezogenen Daten ausschließlich für das 

Planfeststellungsverfahren von uns erhoben, gespeichert und verarbeitet werden. Ihre persönlichen 

Daten werden benötigt, um den Umfang ihrer Betroffenheit beurteilen zu können. Die Einwendungen 

und Stellungnahmen werden der Vorhabenträgerin und den von ihr Beauftragten zur Verfügung 

gestellt, um eine Erwiderung zu ermöglichen; datenschutzrechtliche Bestimmungen sind zu beachten. 

Erörterung 

Die Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft wird nach Ablauf der Einwendungs-, 

Stellungnahme- und Äußerungsfrist die rechtzeitig gegen den Plan erhobenen Einwendungen, die 

rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen von Vereinigungen nach § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG, die 

rechtzeitig eingereichten Äußerungen im Sinne von § 21 Abs. 1 UVPG sowie die Stellungnahmen der 

Behörden zu dem Plan mit der Vorhabensträgerin, den Behörden, den Betroffenen sowie denjenigen, 

die Einwendungen erhoben, Stellungnahmen abgegeben oder sich zu den Umweltauswirkungen des 

Vorhabens geäußert haben, erörtern.  

Der Erörterungstermin wird mindestens eine Woche vorher im Amtlichen Anzeiger bekannt gemacht. 

Die Behörden, die Vorhabensträgerin und diejenigen, die Einwendungen erhoben, Stellungnahmen 

abgegeben oder sich zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens geäußert haben, werden von dem 

Erörterungstermin benachrichtigt. 

Die Teilnahme am Erörterungstermin ist freigestellt. Bei Ausbleiben eines Beteiligten im 

Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt werden. Die Vertretung durch einen 

Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht 

nachzuweisen. 



Sind außer der Benachrichtigung der Behörden und der Vorhabensträgerin mehr als 

50 Benachrichtigungen vom Erörterungstermin oder außer an die Vorhabensträgerin mehr als 

50 Zustellungen des Planfeststellungsbeschlusses vorzunehmen, 

a) können die Personen, die Einwendungen erhoben oder Äußerungen zu den 

Umweltauswirkungen eingereicht haben, oder die Vereinigungen, die Stellungnahmen 

abgegeben haben, von dem Erörterungstermin durch öffentliche Bekanntmachung 

benachrichtigt werden, 

b) kann die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen, Äußerungen und 

Stellungnahmen durch die öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 

Die öffentliche Bekanntmachung des Erörterungstermins wird durch Veröffentlichung im Amtlichen 

Anzeiger und in örtlichen Tageszeitungen bewirkt. 

Aufwendungen, die durch die Einsichtnahme in die Planunterlagen, durch die Erhebung von 

Einwendungen, durch das Einreichen von Äußerungen, durch die Abgabe von Stellungnahmen, durch 

die Teilnahme am Erörterungstermin, durch die Bestellung eines Vertreters oder durch die 

Hinzuziehung eines Beistands entstehen, können nicht erstattet werden. 

 

Hamburg, den 22.07.2025 

Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft 

Immissionsschutz und Abfallwirtschaft – I33 

 

 

 

 


